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Experten warnen: Geplanter
Steuerrabatt könnte Einheimische

benachteiligen
Der wissenschaftliche Dienst des Bundestags äußert
Bedenken gegen den Steuerbonus für ausländische
Fachkräfte und warnt vor Inländerdiskriminierung.

Eine kürzlich veröffentlichte Analyse des wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestags wirft ernsthafte Bedenken gegenüber
dem geplanten Steuerrabatt für ausländische Fachkräfte auf.
Der vorgelegte Gutachterbericht ist nicht nur von juristischer
Relevanz, sondern er wirft auch Fragen über die Auswirkungen
dieser Regelung auf die Gleichbehandlung im deutschen
Steuerrecht auf.

Rechtliche Bedenken und mögliche
Diskriminierung

Das Gutachten legt dar, dass die angestrebte steuerliche
Begünstigung von neuen ausländischen Fachkräften zu einer
ungerechtfertigten Benachteiligung von bereits in Deutschland
tätigen Beschäftigten führen könnte. Dies könnte gegen die
Prinzipien der Gleichbehandlung verstoßen, da Arbeitnehmer,
die schon länger im Land sind, keinerlei Vorteile aus dieser
Regelung ziehen würden. Der wissenschaftliche Dienst führt aus,
dass während das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber
in der Vergangenheit Spielraum eingeräumt hat, dennoch
strenge Kriterien für solche Steuervorteile gelten sollten.

Wachstumsinitiative der Ampel-Koalition



Im Rahmen der aktuell laufenden «Wachstumsinitiative» plant
die Regierung, Anreize zu schaffen, um international qualifizierte
Fachkräfte nach Deutschland zu holen. Vorgesehen ist ein
gestaffelter Steuerfreibetrag in den ersten drei Jahren, dies
betrifft vor allem Fachkräfte, die als «Spitzenkräfte» gelten. Die
Regierung sieht diesen Schritt als notwendig an, um dem
wachsenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken, ein Problem,
das durch die demografische Entwicklung in Deutschland
verstärkt wird.

Ähnliche Modelle in Europa

Die Bundesregierung bemerkt, dass andere europäische Länder
ähnliche Ansätze erfolgreich verfolgen. Diese Strategien zielen
darauf ab, Fachkräfte aus dem Ausland anzuwerben und deren
Integration zu fördern. Dennoch bleibt unklar, ob der deutsche
Ansatz mit den festgestellten rechtlichen Bedenken tatsächlich
umsetzbar ist.

Politische Reaktionen und Stellungnahmen

Sahra Wagenknecht, Gründerin des Bündnis Sahra
Wagenknecht, der das Gutachten in Auftrag gab, sieht in der
geplanten steuerlichen Regelung eine potenzielle
«Inländerdiskriminierung». Sie äußert sich besorgt über die
mögliche soziale Sprengkraft solcher Maßnahmen und fordert
die Ampel-Regierung auf, von diesem Weg abzusehen. Laut
Wagenknecht zeigt die Bundesregierung damit ein mangelndes
Gespür für die Realität im Land sowie für die Sorgen der Bürger.

Fazit und Ausblick

Die aktuelle Debatte um den Steuerrabatt für ausländische
Fachkräfte wirft grundlegende Fragen über die
Gleichbehandlung im Steuerrecht auf. Der wissenschaftliche
Dienst des Bundestags hat klar Position bezogen und weist auf
potenzielle Ungerechtigkeiten hin. Ob die Bundesregierung auf



diese Warnungen reagiert und ihre Pläne anpasst, bleibt
abzuwarten. Klar ist jedoch, dass die Gleichbehandlung aller
Arbeitnehmer in Deutschland ein zentrales Anliegen bleiben
sollte.
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